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Seit März diesen Jahres gibt es in 
unserer Stadt eine Elterinitiative, 
die sich zum Ziel gesetzt hat, zum 
schnellst möglichen Zeitpunkt eine 
Gesamtschule (IGS) in Bad Bram-
stedt einzurichten. 
Dieses Begehren wurde der Verwal-
tung, sowie im Ausschuss für Kultur, 
Bildung und Sport vorgestellt. Bereits 
im Mai 2001 gab es eine öffentliche 
Informationsveranstaltung zu diesem 
Thema, auf der neben dem Direktor 
der - sehr erfolgreich arbeitenden - 
IGS Faldera, Herrn Milkereit, auch 
Fachleute aus dem Bildungsministeri-
um über Wege einer Schulneugrün-
dung Rede und Antwort standen.  

Elternbefragung erfolgreich 
Voraussetzung für die Beantragung 
einer neuen Schule beim Land ist der 
Nachweis, dass diese Schule auch 
von Eltern gewünscht wird. Noch vor 
den Sommerferien wurde eine Erhe-
bung  durchgeführt: Eltern von Kin-
dern des laufenden dritten Schuljah-
res wurden befragt, an welcher Schul-
art sie ihre Kinder bevorzugt anmel-
den würden. Das Ergebnis war beein-
druckend: von 348 beteiligten Eltern 
aus Bad Bramstedt und den umlie-
genden Gemeinden sprachen sich 250 
Eltern für eine Gesamtschule aus. 

Raumnot in allen Schulen  
Da die in Bad Bramstedt vorhande-
nen Schulen schon seit Jahren über 
Raumnotstand klagen, was bei dem 
enormen Bevölkerungszuwachs in 
unserer Stadt auch niemanden wirk-

lich verwundern kann, schien der 
Zeitpunkt für einen Antrag auf Er-
richtung einer IGS denkbar günstig 
zu sein. 
Die Verwaltung hat in diesen Tagen 
einen neuen Schulentwicklungsplan 
vorgelegt, der den genauen Raumbe-
darf - die Realschule und auch das 
Gymnasium unterrichten zur Zeit be-
reits in angemieteten Containern! - 
und die in den nächsten Jahren zu er-
wartenden SchülerInnenzahlen dar-
legt.  
Danach muss die Realschule um 7 
Stamm- und 4 Fachklassenräume er-
weitert werden, eine Aufgabe, die bei 
der Stadt liegt, die Träger dieser 
Schule ist.  
Wie das Gymnasium seine Raum-
probleme meistert, bleibt abzuwarten; 
hier ist der Kreis verantwortlicher 
Träger.  

Trägerschaft? 
Der Antrag an das Land für die Ein-
richtung einer Gesamtschule kann nur 
von dem Träger gestellt werden und 
der muss gefunden werden. Hier gäbe 
es verschiedene Möglichkeiten: 1. die 
Stadt, 2. der Kreis oder 3. die Stadt 
gründet einen neuen Schulverband 
gemeinsam mit Umlandgemeinden. 
"Die dritte Möglichkeit scheint mir 
die sinnvollste zu sein", so Cornelia 
Schönau, Mitglied im Ausschuss für 
Kultur, Bildung und Sport für Bünd-
nis90/DIE GRÜNEN. "Eine IGS in 
Bad Bramstedt wäre auch für die um-
liegenden Gemeinden interessant, 

Gesamtschule für Bad Bramstedt  

Elterninitiative  
bringt  
PolitikerInnen  
zum Nachdenken  

 
Lütt Matten meint:  
Es war alles ganz anders geplant! Der 
Golf- Sport- und Wohnpark Bissenmoor 
sollte besserverdienende Hamburger in 
Massen anziehen, die Wert auf 
Exklusivität legen und denen die 
Elbchaussee n' bisschen teuer ist. 
Vorsichtige Fragen, wie viele Menschen 
es von dieser Sorte gibt und ob die sich 
ihren Traum auf einer durch einen 
Golfplatz aufgemotzten Einöde zwischen 
Bad Bramstedt und Lentföhrden erfüllen 
wollen, wurde durch die Betreiber immer 
mit einem „Kein Problem“ beantwortet. 
Tja, so groß ist der Run auf das Wohnen 
bei „Gut Bissenmoor“ bisher nicht! Noch 
reichen die Zehen meiner Hinterpfote, um 
die dort gebauten Häuser zu zählen.  
Für die Investoren wird es langsam 
brenzlig. Von der Straßenlaterne bis zum 
Buswartehäuschen ist die Infrastruktur 
gebaut, nur die Grundstücke will keiner 
haben. So'n Schiet!  
Da kam ein rettender Gedanke: Wir 
machen die Grundstücke kleiner, dann 
werden sie billiger. Nun kann sich auch 
Otto Normalverbraucher das Wohnen am 
Golfplatz erlauben. 
Aber will er das? Auch der Anblick von 
piekfeinen Golfspielern kann nicht dafür 
entschädigen, dass man da oben ziemlich 
weit ab vom Schuss wohnt! 
Das jedenfalls meint  

Euer Lütt´ Matten 



Wir kennen das leidige Thema 
schon aus den letzten Jahren: kurz 
vor Beginn eines neuen Kindergar-
tenjahres stellt die Verwaltung fest, 
dass anscheinend nicht ausreichend 
Kindergartenplätze im Vormittags-
bereich zur Verfügung stehen, dass 
nicht alle Eltern wunschgemäß ver-
sorgt werden können.  
Die Ursache für diesen Missstand liegt 
zum größten Teil an dem bisherigen 
Anmeldeverfahren. Eltern melden ihre 
Kinder - selbstverständlich! - in einem 
Kindergarten ihrer Wahl an - falls das 
aber nicht klappen sollte, auch noch in 
einem zweiten oder gar dritten. Nach 
erhaltener Zusage wird die Absage in 
den anderen Kindergärten dann oft 
schlicht vergessen... 
Der zweite Grund für das jährliche 
"Chaos" liegt in der offensichtlich dar-
in, dass immer noch geglaubt wird, ein 

Neubaugebiet habe die gleiche Be-
vö l ke run gss t ru k tu r  wie  e i n 
"alteingesessener" Stadtteil. Es wird 
in Bad Bramstedt ein Baugebiet nach 
dem nächsten ausgewiesen, aber dass 
damit auch der Anteil an kleinen 
Kindern überproportional zunimmt, 
damit scheint man nicht zu rechnen. 
Das ist aber so. 

Waldgruppe als Lösung 
Für dieses Jahr wurde kurzfristig eine 
Lösung gefunden: der Kindergarten 
Schatzkiste bietet zusätzlich eine 
Waldgruppe an. Eine Umfrage hatte 
ergeben, dass viele Eltern an diesem 
neuen pädagogischen Konzept inte-
ressiert sind und ihre Kinder gern in 
einer solchen Gruppe untergebracht 
wüssten. So wurden Plätze frei und 
der Bedarf für dieses Jahr gedeckt. 
Nur am Rande sei bemerkt, dass die 
GRÜNEN bereits vor 3 Jahren dieses 
Konzept in die Diskussion gebracht 

haben und damals auf massive Skepsis 
stießen.  

Zentrale Anmeldestelle nötig 
Um der Verwaltung das Leben nicht 
schwerer als nötig zu machen, spre-
chen wir uns ebenfalls für eine zentrale 
Anmeldestelle für Kindergartenplätze 
aus. Selbstverständlich sollen Eltern 
auch künftig selbst und frei entschei-
den, in welcher Tagesstätte sie ihr 
Kind anmelden. Aber es kann eine Pri-
oritätenliste geben, die zentral eingese-
hen und als Planungsgrundlage dienen 
kann.  
Es sollte bei dem inzwischen reichhal-
tigen Angebot an Kindergartenträgern 
keine Rivalität, sondern konstruktives 
Miteinander entstehen. So könnte die 
jährliche Kindergartenpanik vermieden 
werden. 
cs 

Never ending story: Kindergartenplätze 

Und wie jedes 
Jahr wurden  
alle Kinder  
untergebracht 

weil sie eine Menge SchülerInnen von 
dort anziehen würde. Mit einem neuen 
Schulverband könnten Kosten und Ver-
antwortlichkeiten auf mehrere Schultern 
verteilt werden."  

Politische Unterstützung? 
Doch selbst wenn all diese zugegeben 
schwierigen Fragen geklärt würden, so 
bliebe die Frage, ob die PolitikerInnen 
vor Ort solch eine Schulart überhaupt 
unterstützen wollen.  
Gibt es eine politische Mehrheit, sich für 
ein solches Modell einzusetzen? Und ge-
nau das ist zweifelhaft: Die knappe 
Mehrheit der Stadtverordneten hat sich 
am 17. Oktober gegen einen Antrag auf 
die schnellstmögliche Errichtung einer 
IGS ausgesprochen. 
Das Argument des fehlenden Geldes  
scheint ebenso vorgeschoben zu sein, 
wie das, eine IGS würde die vorhande-
nen Schulen in ihrer Existenz zerstören. 
Es muss kein Neubau errichtet werden, 
einen Anbau an die Realschule brauchen 
wir ohnehin, es gibt unterschiedliche 
Möglichkeiten, die bestehenden Gebäu-
de dann so umzustrukturieren, dass eine 
IGS neben allen bisherigen Schulen ein-
gerichtet werden könnte - wenn man es 
denn will.  
Das allerdings bedeutete Kooperations-
bereitschaft, Mut, neue Wege zu gehen 
und es hieße, den Wünschen der Bürge-
rInnen dieser Stadt Gewicht zu geben. 

Eltern machen weiter 
Zum nächsten Schuljahr wird es keine 
Gesamtschule in Bad Bramstedt geben, 
die Diskussion ist jedoch nicht beendet. 
"Die Eltern sind nach wie vor an einer 
IGS interessiert, es wird eine neue Elter-
befragung geben.", so Heidi Helsper, 
Sprecherin der Initiative. 

GRÜNE für IGS 
Die GRÜNEN vor Ort sprechen sich 
eindeutig für das pädagogische Konzept 
einer Gesamtschule aus, das SchülerIn-
nen unterschiedlicher Lernfähigkeit 
bestmöglich gerecht wird, eine ganzheit-
liche Persönlichkeitsentwicklung fördert 
und unnötige Frustrationen vermeidet. 
"Wenn Zeiten sich ändern, Bevölke-
rungsstrukturen sich ändern, die Men-
schen, die hier wohnen, neue Impulse in 
unseren Ort bringen wollen, dann ist das 
im Grundsatz zu begrüßen und es sollten 
sich auch die Angebote für diese Men-
schen und deren Kinder ändern!", so 
Cornelia Schönau.  
cs 

Fortsetzung  Elterninitiative IGS 



 
Solarstrom  
für Bad Bramstedt 

Die Bad Bramstedter GRÜNEN hat-
ten seinerzeit vorgeschlagen, den 
Spielplatz Südwest-Stadt auch für 
größere Kinder auszustatten.  
Dies fand eine Mehrheit und schnell 
war klar, dass zu einem zeitgemäßen 
Spielangebot auch eine Skater-Ramp 
gehört.  
Seit Anfang an haben sich jedoch eine 
Reihe Anwohner dagegen gewehrt. 
Vor Gericht klagten sie in einem Nor-
menkontrollverfahren, der Bebauungs-
plan lasse eine Skater-Ramp nicht zu. 
Dieses Verfahren haben die Anwohner 
verloren.  
Merkwürdigerweise hat der Richter 
einen Vergleichsvorschlag gemacht, 
der den Bau der Ramp unter unmögli-
chen Auflagen gestattet: ein 5 Meter 

h o h e r  L ä r m s c h u t z w a l l 
(Mehrkosten ca. 100.000 DM – 
außerdem muss man für diese So-
ckelbreite den halben Spielplatz 
zuschütten) soll den häuslichen – 
und städtischen Frieden sichern. 
Die CDU schlug deshalb vor, eine 
zweite Ramp auf den Freibadpark-
platz zu stellen. 
Ein schlechter Vorschlag, denn 
gespielt werden sollte auch wohn-
ortnah; also brauchen wir zwei 
Standorte für Skater-Ramps. Den 
Autofahrern muten wir schließlich 
auch nicht einen einzigen, zentra-
len Parkplatz für die Innenstadt zu 

(obwohl die ja viel leichter hinkämen). 
Die Fraktion der GRÜNEN hat sich 
einstimmig für den Bau der neuen An-
lage auf dem Spielplatz Südwest-Stadt 
ausgesprochen – die städtische Mehr-
heit gab aber klein bei und hat sich 
dem CDU-Vorschlag angeschlossen. 
Sehr irritiert sind wir über das Vorge-
hen des Richters: die Anwohner haben 
das Normenkontrollverfahren schließ-
lich verloren. Warum sollten nun unter 
erheblichem Aufwand ihre Wünsche 
erfüllt werden? Den Anwohnern 
scheint es einzig darum zu gehen, älte-
re Jugendliche (12+) vor ihrer Haustür 
zu vertreiben. Wir meinen, das die In-
teressen von Jugendlichen bei Justiz 
und Politik einen höheren Stellenwert 
haben müssten.        gs 

2. Skater-Ramp wird 
gebaut ...  

... aber nicht  
in der Südweststadt Im Sommer 2001 wurden die Ergeb-

nisse der Umfrage bei Schülern und 
Schülerinnen im Sozialausschuss der 
Stadt Bad Bramstedt vorgestellt.  
Dieser hat zwei wichtige Themen – Dis-
ko und Jugendcafé - aufgegriffen. Es 
soll dazu eine Arbeitsgruppe mit Beteili-
gung von Jugendlichen gegründet wer-
den, um Vorschläge für die Umsetzung 
zu erarbeiten. Wir sind gespannt und 
warten auf die Realisierung. 

Kinder- und Jugendtelefon  
Die Stadt hat bereits im vergangenen 
Jahr ein Kinder- und Jugendtelefon ein-
gerichtet. Hier können Schülerinnen ihre 
Anliegen direkt vortragen. 

Jugendversammlung  
Im Herbst 2001 hat die erste, sehr er-
folgreiche Jugendversammlung stattge-
funden. Ca. 20 Jugendliche haben teilge-
nommen, es gab eine gute inhaltliche 
Diskussion. Wir hoffen, dass daraus 
konkrete Ergebnisse resultieren. 

Internet-Café   
Für Jugendliche gibt es jetzt seit kurzem 
ein Internet-Café in der Mühlenstraße, 
das sich großer Beliebtheit erfreut. Es ist 
täglich von 12.00 Uhr bis 22.00 Uhr ge-
öffnet und kostet zur Zeit 2,50 € pro 
Stunde. Eine echte Bereicherung des 
Angebots für Jugendliche. 
Bündnis90/DIE GRÜNEN wird sich 
auch in Zukunft für die Verbesserung 
des Angebotes für Jugendliche und für 
eine noch stärkere Beteiligung von Kin-
dern und Jugendlichen in der Stadt ein-
setzen.     ps 

Jugend-
politik  
Es tut sich was in Bad Bramstedt! 

Eine Gruppe von 16 Bramstedterinnen und Bramstedtern hat sich im letzten Jahr zusammengeschlossen, um gemeinsam zwei 
Solarstromanlagen zu realisieren. Eine davon wird auf dem Dach der Firma Seestern errichtet, die andere auf dem städtischen 
Kindergarten Schatzkiste. Nachdem alle rechtlichen, technischen und finanziellen Probleme gelöst worden sind, rechnet die 
Sonnenfänger GbR damit, dass die Anlagen im März installiert werden können. 
Wer Lust hat, sich an der Energiewende von unten zu beteiligen und weitere Fotovoltaik-Anlagen zu errichten, kann eine ers-
te Information bei Fritz Bredfeldt (  04192/9664) erhalten. bf 



Grüne stimmen für eine Beteiligung der Bundeswehr an der Intervention in Afghanistan 

Persönliche Gedanken zum  
Rostocker Parteitag 

Spätestens seit dem Rostocker Par-
teitag im November 2001 ist klar, 
dass  die Friedenspolitik von Bünd-
nis90/DIE GRÜNEN einem Wandel 
unterworfen ist. Mit großer Mehr-
heit wurde der Einsatz von deut-
schen Soldaten bei militärischen Ak-
tionen gegen die Bin-Laden-Gruppe 
und das Taliban-Regime in Afgha-
nistan bejaht.  
Noch vor Jahren wäre eine solche Ent-
scheidung undenkbar gewesen. Hat die 
Partei damit ihre grundlegenden Prinzi-
pien verraten? Ich meine: Nein! 
Für mich hat der Bürgerkrieg in Jugos-
lawien gezeigt, wie fragwürdig im Sin-
ne unserer eigenen Ziele unsere politi-
sche Praxis gewesen ist. Wir haben Er-
klärungen gegen den Krieg abgegeben, 
das Morden ging davon unbeeindruckt 
weiter. 
Erst durch Interventionen der NATO 
mit und ohne Beteiligung der Bundes-
wehr (Luftangriffe auf bosnische Ser-
ben, Luftangriffe auf Serbien, Friedens-
truppen im Kosovo und in Mazedo-
nien) wurden die bewaffneten Ausei-
nandersetzungen zwischen den Volks-
gruppen des ehemaligen Jugoslawiens 
gestoppt. Teilweise kam es dadurch zu 
positive Entwicklungen, wie die Demo-
kratisierung Restjugoslawiens.  
In Bosnien, Mazedonien und im Koso-
vo stehen sich die Menschen aber im-
mer noch vielfach feindlich gegenüber. 
Der Erfolg der militärischen Interventi-
on besteht allein darin, dass dem direk-
ten Blutvergießen und der massiven 
Vertreibung Einhalt geboten worden 

ist. In dieser Situation ist den Völkern 
eine friedliche Entwicklung möglich. 
Den Frieden müssen sie selber gestal-
ten. 
An diesem Beispiel wird deutlich: Wir 
können nicht darüber abstimmen, ob es 
auf der Welt Kriege gibt. Wir können 
nur entscheiden, wie wir uns zu ihnen 
verhalten. Die mit grüner Unterstüt-
zung praktizierte Anwendung von be-
grenzter militärischer Gewalt hat dem 
Völkermord und der ethnischen Säube-
rung ein Ende bereitet. Sie hat damit 
zahllosen Menschen das Leben gerettet 
und dem langfristigen Frieden eine 
Ausgangsbasis gegeben. Die Alternati-
ve zur militärischen Intervention wäre 
das weitere Nichtstun gewesen – die 
traurigen Resultate dieser Option haben 
wir in den frühen neunziger Jahren in 
den Nachrichtensendungen zur Kennt-
nis nehmen können. 
Mit dem Anschlag vom 11. September 
wurden die USA vor eine große Her-
ausforderung gestellt. Der mit einer 
ungeheuren Brutalität ausgeführte An-
schlag hatte das Ziel, durch eine geziel-
te Zerstörung von Symbolen amerika-
nischer Wirtschaft und Politik Destabi-
lisierung und Verunsicherung in der 
gesamten Welt zu erzeugen.  
Ein solcher Angriff konnte nach mei-
nem Empfinden nicht ohne eine ange-
messene Antwort bleiben. Die USA 
hatten das Recht und die Pflicht, die 
dafür Verantwortlichen zur Rechen-
schaft zu ziehen. Nach der allgemein 
bekannten Sachlage war das nur durch 
militärische Aktionen möglich, da das 
Taliban-Regime die Gruppe um Bin 

Laden weiterhin unterstützt hat. 
Für die Bundesrepublik Deutschland 
gab es aus meiner Sicht keine Möglich-
keit, in diesem Konflikt neutral zu blei-
ben. Der Terror der Al Khaida könnte 
demnächst auch uns betreffen. Bin La-
den und seine Freunde sind offensicht-
lich keine Freiheitskämpfer, sondern 
gewalttätige intolerante Unterdrücker 
des eigenen Volkes, ihre Taten sind 
nicht mit den Geboten des Islam zu be-
gründen.  
Deshalb war es für mich richtig, dass 
wir uns auf dem Rostocker Parteitag 
für eine begrenzte Unterstützung der 
amerikanischen Aktionen gegen das 
Taliban-Regime entschieden haben, um 
das bestehende Netzwerk des Terrors 
unschädlich zu machen und die hiervon 
ausgehende Bedrohung von der Welt 
fernzuhalten. Damit verbinde ich die 
Hoffnung, dass damit zugleich eine 
Grundlage gelegt worden ist für eine 
friedliche Entwicklung für das Volk 
von Afghanistan. 
Nach wie vor halte ich den Krieg für 
einen schrecklichen Zustand. Auch die 
amerikanischen Bombenangriffe haben 
viele unschuldige Opfer gefordert.  
Aber manchen Konflikten kann man – 
gerade im Interesse des Friedens – 
nicht ausweichen. Persönlich habe ich 
die Hoffnung auf eine Welt, in der mi-
litärische Interventionen nicht nötig 
sind, noch nicht aufgegeben. 

Fritz Bredfeldt 

Treffpunkt der GRÜNEN 
Jeden 2. und 4. Mittwoch  

im Monat um 20.00 Uhr bei  
Gerhard und Cornelia Schönau  

Bimöhler Str. 3 
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Im vergangenen Jahr wurde das „Fest der Kulturen“ wegen des Terroranschlags 
in New York kurzfristig abgesagt. Den meisten war danach einfach nicht zum 
Feinern zumute. Die Veranstalter entschieden sich jedoch, die Veranstaltung im 
Frühjahr 2002 nachzuholen.  
Das Fest der Kulturen findet nun am Sonnabend, den 27. April 2002 voraussicht-
lich von 14.00 Uhr bis 22.00 Uhr auf der Schlosswiese in Bad Bramstedt statt. 
Es wurde in abwechslungsreiches und attraktives Programm erarbeitet. Näheres 
dazu erfahrt Ihr rechtzeitig in der lokalen Pressen und auf Plakaten. Merkt Euch 
den Termin schon mal vor.      ps 

Bad Bramstedter Bündnis gegen Gewalt von rechts – gegen Rassismus 
und rechte Gewalt – für mehr Menschlichkeit und Toleranz 

Fest der Kulturen  


